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§ 28 
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06.08.1971 
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Text 

§ 28. (1) Die Personalvertreter und die Mitglieder der Wahlausschüsse dürfen wegen Äußerungen oder 
Handlungen nur mit Zustimmung des Ausschusses, dem sie angehören, dienstrechtlich zur Verantwortung 
gezogen werden. 

(2) Kommt der Ausschuß zu dem Ergebnis, daß die Äußerungen oder Handlungen nicht in Ausübung der 
Funktion erfolgt sind, so hat er die Zustimmung zu erteilen. 

(3) Nach dem Ausscheiden aus der Funktion obliegt die Erteilung der Zustimmung dem ehemaligen 
Ausschuß und falls dieser nicht mehr besteht, dem Zentralausschuß. 


